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ZEITGESPRÄCH

Inbetriebnahme des Schnellen Brüters?
u

Die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hat der Diskussion über die Inbetriebnahme des Schnellen Brü­
ters in Kalkar neue Nahrung gegeben. Ist die Inbetriebnahme sicherheitstechnisch unbedenklich? Er­
scheint sie volkswirtschaftlich sinnvoll? Professor Dr. Reimut Jochimsen, Professor Dr. August-Wilhelm  
Eitz, Christian Lenzer und Dr. Otto Keck nehmen Stellung.

Reimutj Jochimsen

Ein Einstieg in die großtechnische Plutoniumwirtschaft 
ist unvertretbar

Es war Dienstag, der 29. April 
1986, als in den Zeitungen die 

ersten Meldungen über das Reak­
torunglück in Tschernobyl erschie­
nen. Niemand von uns wußte an die­
sem Tag bereits etwas über die tat­
sächlichen Auswirkungen dieser 
Atom-Katastrophe auf unser Leben.

Am Morgen des gleichen Tages 
hatte ich in Bonn zu einer Presse­
konferenz eingeladen, in der ich als 
Energiebeauftragter meiner Partei 
energiepolitische Beschlüsse des 
Parteivorstandes der Öffentlichkeit 
vorstellte. Darin heißt es, daß wir ei­
nen Einstieg in die großtechnische 
Plutoniumwirtschaft mit Wiederauf­
arbeitungsanlage und Schnellen 
Brutreaktoren ablehnen, daß wir ei­
nen weiteren Zubau von Kernkraft­
werken für unvertretbar halten, daß 
die Kernenergie nur für eine Über­
gangszeit zu verantworten ist.

Wörtlich sagte ich an diesem 
Tage: „Gerade wer neuen Technolo­
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gien aufgeschlossen gegenüber­
steht und ihre Nutzung in der moder­
nen Industriegesellschaft zur Förde­
rung des Allgemeinwohls unterstüt­
zen will, hat die Verpflichtung, Chan­
cen und Risiken dieser neuen Tech­
nologien ehrlich, offen und verant­
wortungsbewußt abzuwägen. Dazu 
gehört es, Zwischenbilanz zu zie­
hen, zu überprüfen, inwieweit Er­
wartungen und Optionen, Hoffnun­
gen und Visionen der Vergangen­
heit angesichts des gegenwärtigen 
Standes von Wissenschaft und 
Technik, der gegenwärtigen Struk­
tur der Energiewirtschaft selbst, 
aber auch angesichts des veränder­
ten Volks- und weltwirtschaftlichen 
Umfelds für die Zukunft aufrechter­
halten werden können.“

Ich habe in den Jahren meiner po­
litischen Tätigkeit bisher nicht er­
lebt, daß die Realität einen politi­
schen Beschluß in so unmittelbarer, 
erschütternder und geradezu bruta­
ler Weise einholen kann. Ich habe

im Auftrag meiner Partei diese Be­
schlüsse wrTschernobyl erarbeitet. 
Sie wurden w r  Tschernobyl verab­
schiedet. Ich halte das für wichtig, in 
der weiteren energiepolitischen De­
batte deutlich zu machen: wann wir
-  oder andere -  welche Entschei­
dung getroffen haben.

Mich hat das Zusammentreffen 
der ersten Meldungen über Tscher­
nobyl mit dieser öffentlichen Vorstel­
lung unserer Parteientscheidungen 
zur Kernenergiepolitik in besonde­
rer Weise betroffen gemacht. Aber 
Tschernobyl war weder für mich 
noch für meine Parteifreunde Ursa­
che für unsere heutige Position in 
der Energiepolitik, Tschernobyl ist 
vielmehr Anlaß, unsere Politik auf 
diesem Felde noch ernsthafter und 
entschiedener umzusetzen und bei 
den Bürgern in unserem Land-und 
auch bei den Fraktionen im Landtag
-  mit noch mehr Überzeugungskraft 
für unsere energiepolitische Linie 
zu werben.
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Bezogen auf den SNR in Kalkar 
und die Wiederaufarbeitung ist die 
politische Bewertung durch die SPD 
und durch die Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen eindeutig: Die 
großtechnische Nutzung der Wie­
deraufarbeitung hat sich auch in 
den von den Regierungschefs von 
Bund und Ländern 1979 geforder­
ten Untersuchungen über die di­
rekte Endlagerung im Vergleich zur 
Wiederaufarbeitung als volkswirt­
schaftlich sinnlos erwiesen. Die um­
fangreiche „Systemstudie andere 
Entsorgungstechniken“ kommt un­
ter anderem zu dem Ergebnis, daß 
Wiederaufarbeitung im Vergleich 
zur direkten Endlagerung wirt­
schaftlich nicht vertretbar ist und 
deshalb gemäß § 9 a Atomgesetz 
auch rechtlich nicht zulässig sein 
kann. Darüber hinaus besteht bei 
der technisch sehr komplexen und 
noch stark entwicklungsbedürftigen 
Wiederaufarbeitungs-Technologie 
im Gegensatz zur direkten Endlage­
rung ein hohes Risiko weiterer, un­
kalkulierbarer Kostensteigerungen. 
Auch volkswirtschaftliche und ener­
giewirtschaftliche Aspekte geben 
nach Auffassung der Gutachter kei­
nen Anlaß, die Feststellung von der 
Unwirtschaftlichkeit des Entsor­
gungsweges mit Wiederaufarbei­
tung zu relativieren. So wird insbe­
sondere eine Verknappung des 
Urans im nächsten Jahrhundert 
nicht für wahrscheinlich gehalten, 
so daß auch aus energiewirtschaftli­
cher Sicht kein Bedarf für eine Pluto­
niumwirtschaft im großtechnischen 
Maßstab besteht.

Auch die anderen im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen vertretenen 
Parteien wurden nicht zuletzt durch 
die Tschernobyl-Katastrophe veran­
laßt, ihre bisherige politische Bewer­
tung der Brütertechnologie neu zu 
überdenken.

□  Nach Auffassung der FDP ist der 
Schnelle Brüter in Kalkar für die 
Energieversorgung nicht erforder­
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lieh; die Frage nach dem for­
schungs- und industriepolitischen 
Stellenwert des Brüters müsse er­
neut gestellt werden; schließlich 
müsse die Bundesregierung aufge­
fordert werden, die forschungspoliti­
sche Konzeption des SNR zu über­
prüfen und Verhandlungen darüber 
aufzunehmen, unter welchen Be­
dingungen die an dem Projekt betei­
ligten Staaten eine Nichtinbetrieb­
nahme akzeptieren würden.

□  Für die CDU-Landtagsfraktion 
müssen die Forschungsaufgaben, 
die dieser Reaktor habe, nunmehr 
präzisiert werden; die Prüfung, ob 
eine Kommerzialisierung der Brüter­
technologie notwendig und sinnvoll 
sei, habe unabhängig davon zu er­
folgen.

Dieser Wandel der Meinungen ist 
in den letzten Wochen auch in der
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bundespolitischen Diskussion deut­
lich geworden.

Das Genehmigungsverfahren

Unabhängig von dieser notwendi­
gen politischen Diskussion ist das 
atomrechtliche Genehmigungsver­
fahren zu sehen, das vom Minister 
für Wirtschaft, Mittelstand und Tech­
nologie des Landes Nordrhein- 
Westfalen als atomrechtliche Ge­
nehmigungsbehörde für diesen Pro­
totypreaktor im Wege der Bundes­
auftragsverwaltung durchgeführt 
wird. Bei aller gebotenen politi­
schen Skepsis gegenüber dieser 
Reaktorlinie hat die nordrhein-west­
fälische Landesregierung zu jedem 
Zeitpunkt dafür Sorge getragen, 
daß das Genehmigungsverfahren 
auch für diese Reaktorlinie nach 
Recht und Gesetz und so zügig wie 
irgend möglich durchgeführt wurde 
und wird. Es ist das Bestreben der 
Genehmigungsbehörde, notwen­
dige Entscheidungen unmittelbar 
dann zu treffen, wenn die dafür not­
wendigen Voraussetzungen von An­
tragsteller und Betreiber geschaffen 
worden sind. Aber: die atomrechtli­
che Genehmigungsbehörde ist we­
der Bauherr noch Finanzier noch 
Betreiber noch Bauplanungsbe­
hörde; sie ist vielmehr dafür ver­
antwortlich, daß der Betrieb auch ei­
ner solchen Prototypanlage zu je­
der Zeit sicher und verantwortbar 
gestaltet wird. Vor diesem Hinter­
grund ist es nur zu verständlich, daß 
auf den zeitlichen Ablauf des Ge­
nehmigungsverfahrens Bauherr 
und Betreiber einen umfassenden, 
die atomrechtliche Genehmigungs­
behörde jedoch nur einen geringen 
Einfluß hat.

Derzeit geht es im Genehmi­
gungsverfahren für den SNR 300 im 
wesentlichen um folgende Ent­
scheidungen:

□  Vom Bauherrn werden Änderun­
gen begehrt von schon errichteten
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Anlagenteilen (z. B. Natriumpumpe, 
Strahlenschutz-Instrumentierung, 
Reaktorschutzsystem etc.) sowie 
die Errichtung bislang noch nicht ge­
nehmigter Anlagenteile, insbeson­
dere aus dem Bereich des Sabota­
geschutzes.

□ Einlagerung der Brennelemente 
und im Zusammenhang damit die 
Entscheidung über die vom Antrag­
steller im Jahr 1983 ins Verfahren 
eingebrachte Änderung des Reak­
torkerns, also des eigentlichen 
Herzstücks des Reaktors. Ich wie­
derhole: Erst vor zwei Jahren wurde 
dies beantragt.

Die atomrechtliche Genehmi­
gungsbehörde kann und darf die 
Prototypanlage in Kalkar erst dann

als „bereit zur Aufnahme des Be­
triebs“ akzeptieren, wenn die Sach­
verständigen unzweideutig erklärt 
haben, daß alle geforderten Prüfun­
gen erfolgreich abgeschlossen wur­
den und daß die Anlagenteile den 
Anforderungen der Genehmigungs­
bescheide entsprechen. Diese Be­
stätigungen liegen derzeit für die 
Mehrzahl der Anlagenteile des SNR 
300 in Kalkar noch nicht vor.

Dies ist unter anderem darauf zu­
rückzuführen, daß aufgrund konkre­
ter Vorfälle auf der Baustelle we­
sentliche Teile der nichtnuklearen 
Inbetriebsetzungsprüfungen noch 
nicht abgeschlossen bzw. erst mit 
erheblicher Verspätung aufgenom­
men werden konnten.

Bisherige Prüfungen haben erge­
ben, daß einzelne Anlagenteile 
nicht den Anforderungen der erteil­
ten Genehmigungsbescheide ent­
sprechen und daher geändert wer­
den müssen. Dies gilt unter ande­
rem für weite Bereiche der sicher­
heitstechnisch wichtigen Änlagen- 
teile.

Positiv hingegen gilt es zu ver­
merken, daß das mit der Einlage­
rung befaßte Personal die notwen­
dige Sachkunde im Umgang mit 
den in Frage kommenden Brennele­
menten gegenüber dem MWMT um­
fassend unter Beweis gestellt hat.

Fazit: Das Genehmigungsverfah­
ren für den SNR 300 wird vom 
MWMT unverändert so zügig wie 
möglich betrieben.
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Für die Genehmigungsbehörde 
gilt -  und dafür verbürge ich mich -  
also nach wie vor der Grundsatz, 
daß weitere Entscheidungen unmit­
telbar dann getroffen werden, wenn 
dafür die Voraussetzungen geschaf­
fen worden sind. Für die Sozialde­
mokraten insgesamt hat Minister­
präsident Johannes Rau keinen 
Zweifel daran gelassen, daß sich 
alle Beteiligten an das geltende 
Recht zu halten haben; anderer­
seits ist es der erklärte Wille der So­
zialdemokraten, die gesetzlichen 
und sonstigen Voraussetzungen zu 
schaffen, damit der Irrweg in die 
großtechnische kommerzielle Pluto­
niumwirtschaft nicht gegangen 
wird.

Neuer Konsens erforderlich

Für die Landesregierung steht 
fest, daß die Nutzung der Kernener­
gie nur noch für eine Übergangszeit 
erfolgen soll. Eine Zukunft ohne 
Kernenergie kann jedoch nur in ei­

nem längeren Zeitraum erreicht 
werden. Wir fordern ein Umsteuern 
weit über den engeren Energiebe­
reich hinaus. Dazu gehört ein neuer, 
grundlegender Anlauf zur Wieder­
gewinnung der Konsensfähigkeit in 
Wirtschaft und Gesellschaft. Das 
gilt auch international und in der Eu­
ropäischen Atomgemeinschaft, die 
jetzt endlich für dieses Ziel aktiviert 
werden muß.

Es wäre allerdings fatal, wenn es 
in diesem Zusammenhang wieder 
nur zu einem ausschließlichen Aus­
tausch der Schlagstockargumente 
„ja ohne Wenn und Aber“ und „Ab­
schalten um jeden Preis“ käme. In 
diesem Spannungsfeld stehen alle 
Politiker und Ingenieure, die sich in 
den nächsten Jahrzehnten um Zu­
kunftstechnologien der Energiever­
sorgung bemühen, bei denen jetzt 
die Sicherheits- und Sozialverträg­
lichkeitsaspekte noch stärker in den 
Vordergrund rücken. Wenn wir mit 
Hans Jonas sagen: „Vorsicht ist der

bessere Teil der Tapferkeit und ein 
Gebot der Verantwortung“ , dann 
muß uns auch bewußt sein, welche 
Chancen dieses Ziel für die Innova­
tions- und Technologieentwicklung 
weltweit mit sich bringt: inhärente 
Sicherheitsaspekte kleinerer Anla­
gen, Netz- und Systemverknüpfun­
gen, in denen die Meß- und Steue­
rungstechniken, aber auch die Infor­
mations- und Kommunikationstech­
niken sich bewähren.

Ich bin mir bewußt, wie schwierig 
ein solcher Weg ist, und auch, wel­
che Anforderungen sich dabei an 
Wissenschaftler, Ingenieure und 
Management in Energiewirtschaft, 
Wissenschaft und Technik stellen: 
aber: Die Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen hält diesen 
Weg für richtig, damit die Fort­
schritte in der Energietechnik wei­
tergehen und so in einem neuen 
Konsens die Voraussetzungen für 
einen Verzicht auf die Nutzung der 
Kernenergie geschaffen werden.

August-W ilhelmtitz

Es gibt keine Alternative

Betroffenheit und Nachdenklich­
keit über das Reaktorunglück 

in Tschernobyl mögen es vorder­
gründig plausibel erscheinen las­
sen, daß in einem Teil der Öffentlich­
keit und in manchen gesellschaftli­
chen Organisationen und Partei­
gruppierungen die Forderung nach 
einer Abkehr von bisher nahezu ein­
vernehmlich getragenen energiepo­
litischen Zielsetzungen erhoben 
wird. Dabei wird je nach politischem 
Standort dieser Gruppen ein all­
mähliches Umsteigen auf gefahr­
losere Energiequellen oder gar ein 
sofortiger Ausstieg aus der Kern­
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energie gefordert. Vor allem bei den 
Grünen und der SPD, in den letzten 
Tagen aber auch bei der FDP und 
dem Deutschen Gewerkschafts­
bund wird im besonderen die Forde­
rung erhoben, den Schnellen Brüter 
in Kalkar nicht in Betrieb gehen zu 
lassen und die Wiederaufarbei­
tungsanlage in Wackersdorf nicht 
zu errichten.

Die aus vordergründigen Überle­
gungen heraus abgeleiteten 
Schlußfolgerungen lassen jedoch 
zwei entscheidende Fakten außer 
acht:

□  Das Sicherheitsniveau deut­
scher Kernkraftwerke ist von einer 
höheren Qualität als beim Reaktor 
in Tschernobyl.

□  Die weltweiten energiewirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen 
haben sich nach Tschernobyl in kei­
nerlei Hinsicht geändert.

Unberührt davon, daß der Reak­
tor in Tschernobyl nach einem 
grundsätzlich anderen Prinzip auf­
gebaut ist als deutsche Kernkraft­
werke, besitzen diese mehr vonein­
ander unabhängige Sicherheitssy­
steme zur Beherrschung von Stör­
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fällen. Darüber hinaus sind sie mit 
einem druckfesten Sicherheitsbe­
hälter aus Stahl und mit einem mas­
siven Betonmantel als zusätzliche 
äußere Barriere ausgestattet, die 
nach einem Störfall den Austritt ra­
dioaktiver Spaltprodukte in die Um­
weltverhindern. Die Wirkungsweise 
dieser Umschließung wurde beim 
Störfall im Kernkraftwerk von Harris­
burg deutlich demonstriert. Trotz er­
heblicher, möglicherweise mit 
Tschernobyl vergleichbarer Kern­
zerstörung wurden außerhalb des 
Kraftwerks in Harrisburg an keiner 
Stelle und zu keiner Zeit die zulässi­
gen Grenzwerte der zulässigen 
Strahlenbelastung überschritten.

Der deutsche Sicherheitsstan­
dard ist weltweit führend, unterliegt 
einer ständigen Kontrolle und wird 
neuen Erkenntnissen, soweit erfor­
derlich, laufend angepaßt. Ein Ver­
gleich deutscher Kernkraftwerke 
mit Tschernobyl ist daher nicht statt­
haft. In diesem Zusammenhang 
kann auch den vielfach geforderten 
Sicherheitsüberprüfungen deut­
scher Kernkraftwerke mit Gelassen­
heit und Zuversicht entgegengese­
hen werden.

Das Sicherheitskonzept des SNR 
300 erfüllt prinzipiell dieselben Si­
cherheitsanforderungen, die an 
deutsche Kernkraftwerke mit Leicht­
wasserreaktoren gestellt werden. 
Dieses Konzept wurde nicht nur im 
atomrechtlichen Genehmigungs­
verfahren genauestens überprüft, 
sondern auf Veranlassung der En­
quete-Kommission des Deutschen 
Bundestages zusätzlich einer de­
taillierten Risikobewertung unterzo­
gen, wobei nachgewiesen wurde, 
daß der SNR 300 zumindest das 
gleiche Sicherheitsniveau besitzt 
wie deutsche Leichtwasserreakto­
ren.

Der SNR 300 verfügt über einen 
drucklosen Primärkreislauf, so daß 
Kühlmittelverluste als äußerst un­
wahrscheinlich anzusehen sind. Er

benutzt ein Kühlsystem, das nach 
Abschaltung des Reaktors mit pas­
siven Mitteln die Wärme abzuleiten 
vermag, und benötigt daher keine 
Zwangsumlaufkühlung, für die eine 
gesicherte Energieversorgung not­
wendig wäre. Seine umfassende Si­
cherheitskonzeption mit mehreren 
voneinander unabhängigen und un­
terschiedlichen Systemen für die 
Abschaltung des Reaktors und für 
die Nachwärmeabfuhr sowie die 
mehrfach gestaffelten Barrieren zur 
Zurückhaltung von Spaltprodukten 
werden eine unzulässige Aktivitäts­
freisetzung sicher verhindern. We­
gen seines Prototypcharakters ist er 
schließlich auch gegen hypotheti­
sche Störfälle mit Kernschmelzen 
ausgelegt.

Als Fazit ist festzustellen, daß ein 
Unfall, wie er sich in Tschernobyl er­
eignete, sowohl in unseren Kern­
kraftwerken mit Leichtwasserreak­
toren als auch im Schnellen Brüter 
in Kalkar weder nach Ursachen und 
Verlauf noch nach den Folgen mög­
lich ist. Die Inbetriebnahme des 
SNR 300 ist daher sicherheitstech­
nisch verantwortbar.

Energiewirtschaftlicher Rahmen

Somit lassen sich auch die nach 
wie vor gültigen Bedingungen erfül­
len, die den weltweiten energiewirt­
schaftlichen Rahmen abstecken; zu 
ihnen gehören:

□  der weiterhin steigende Welt­
energiebedarf;

□  das zum Teil nur für die Zeit­
spanne weniger Generationen vor­
handene Potential fossiler Energie­
träger zur Deckung dieses Bedarfs;

□  das gemessen am Bedarf ver­
gleichsweise geringe nutzbare Po­
tential regenerierbarer Energieträ­
ger;

□  die Überwindung des Ener­
gieengpasses durch die friedliche 
Nutzung der Kernenergie.

Der Weltenergiebedarf wird auch 
bei einer möglichen Abnahme der 
Nachfrage in den Industrienationen 
aufgrund weiterer Rationalisie- 
rungs- und Einsparungsbemühun­
gen noch auf längere Sicht anstei­
gen infolge

□  zunehmender Weltbevölkerung, 
vor allem durch den gewaltigen Ge­
burtenüberschuß und die Erhöhung 
der Lebensenwartung in den Ent­
wicklungsländern,

□  zu erwartenden Nachholbedarfs 
dieser Länder hinsichtlich des 
durchschnittlichen Energiever­
brauchs pro Einwohner.

Das Potential der sich nicht rege­
nerierenden fossilen Energieträger 
ist dagegen begrenzt infolge

□  absehbarer Erschöpfung der 
Vorräte, insbesondere von Erdöl 
und Erdgas,

□  zunehmender Bedeutung dieser 
Rohstoffe für die nichtenergetische 
Nutzung,

□  erheblicher Beeinträchtigung 
der Umwelt bei der Förderung, Um­
wandlung und Nutzung, wobei über 
die Schwefel- und Stickoxidemissio­
nen als mögliche Verursacher des 
Waldsterbens hinaus der langfristig 
die Erwärmung der Erdoberfläche 
verursachende Kohlendioxid-Aus- 
stoß das Hauptproblem darstellen 
wird.

Das zweifellos vorhandene große 
Potential der regenerierbaren Ener­
gieträger wird zumindest außerhalb 
der Äquatorialzone nur zu einem ge­
ringen Teil nutzbar gemacht werden 
können. In den Industrienationen, 
die vorwiegend in den gemäßigten 
Klimazonen der Erde angesiedelt 
sind, wird dieser Beitrag allenfalls 
10% des Primärenergieverbrauchs 
wohl nicht überschreiten. Die Ursa­
che für diesen geringen Beitrag der 
Sonnenenergie ist in erster Linie 
nicht in den derzeit niedrigen und si­
cherlich noch verbesserungsfähi­
gen Wirkungsgraden der Kollekto­
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ren und Solarzellen zu suchen, son­
dern in dem Handicap, daß diese 
Energie nicht räumlich, sondern nur 
flächig in Nutzenergie umgewandelt 
werden kann und daher bei intensi­
ver Nutzung einen immens hohen 
Flächenbedarf benötigen würde, 
der nicht mehr umweltverträglich 
wäre.

Höhere Energieausbeute

Für die sich öffnende Kluft zwi­
schen Energienachfrage und Ener­
gieangebot bleibt auf längere Sicht 
keine andere Alternative als die Nut­
zung der Kernenergie. Sie wird ei­
nen steigenden Änteil an der Ener­
giebedarfsdeckung übernehmen 
müssen, und zwar nicht nur zur Dek- 
kung des Zusatzbedarfs, sondern 
auch zur Substitution fossiler Ener­
gieträger. Zunächst kann dies fast 
nur über die Strombereitstellung, 
langfristig jedoch auch über die Wär­
meschiene geschehen.

Uran als der einzige natürlich vor­
kommende Kernbrennstoff ist im 
Gegensatz zu den fossilen Energie­
trägern ausschließlich zur Elektrizi- 
täts- und Wärmeerzeugung in Kern­
kraftwerken verwendbar Obwohl 
dieses Uran in großen Mengen in 
der Natur vorkommt, sind wegen 
der geringen Konzentration der mei­
sten Vorräte die bekannten tech­
nisch und wirtschaftlich gewinnba­
ren Reserven vergleichsweise ge­
ring. Hinzu kommt, daß die effektive 
Nutzung des Energieinhaltes von 
Natururan in den heutigen kommer­
ziellen Kernkraftwerken weniger als 
1 % beträgt. Daher würden die Welt­
vorräte bei ausschließlicher Nut­
zung des Natururans in diesen 
Kernkraftwerken höchstens den 
heutigen Reserven an Mineralöl 
und Erdgas entsprechen.

Die Nutzung des Natururans in 
Schnellen Brütern erlaubt dagegen 
eine mindestens um den Faktor 60 
höhere Energieausbeute. Damit 
wird das Energiepotential der heute

gesicherten Uranvorkommen groß 
im Vergleich zu den Reserven aller 
fossilen Energieträger. Der Brüter 
ist somit die einzig bekannte und 
auch verfügbare Technik, mit der 
langfristig eine umweltschonende 
Energieversorgung sichergestellt 
und mit der allein die Unabhängig­
keit von Energieimporten erreicht 
werden kann.

Die derzeit ausreichende Versor­
gung des Marktes mit Uran bietet 
keine Garantie für eine dauerhafte 
Verfügbarkeit von Uranlieferungen. 
Hierfür ist die Entwicklung auf dem 
Ölmarkt in den zurückliegenden 
Jahrzehnten ein anschauliches Bei­
spiel. Aus diesem Grunde wird da­
her in allen großen Industrienatio­
nen, die auf keine umfangreichen 
preiswerten heimischen Energiere­
serven zurückgreifen können, die 
Entwicklung der Brütertechnologie 
weiter betrieben.

Wenngleich sich infolge der lang­
sameren Entwicklung der Energie­
nachfrage in den Industrieländern 
die Notwendigkeit, diese Technik 
verfügbar zu haben, zeitlich um 
einige Jahrzehnte verschoben hat, 
ist die Weiterentwicklung der Brüter­
technologie damit nicht obsolet ge­
worden. Erkenntnisse aus dem Be­
trieb errichteter Anlagen sind für 
weitere Fortschritte in dieser Tech­
nologie von unschätzbarem Wert. 
Um den bisher erreichten Wissens­
stand nicht zu gefährden und um 
weitere Erfahrungen ansammeln zu 
können, ist die Inbetriebnahme des 
nunmehr fertiggestellten Prototyps 
in Kalkär daher zwingend geboten.

Frage der Wirtschaftlichkeit

Neben dem bereits eingangs be­
handelten Themenkomplex Sicher­
heit werden gegen den Brüter in Kal­
kar weitere Argumente vorgebracht, 
die sich vor allem mit Fragen nach 
der Wirtschaftlichkeit der Stromer­
zeugung, der Entsorgung des Reak­
torkerns und dem Einstieg in die

Plutoniumwirtschaft beschäftigten. 
Obwohl diese Argumente im Prinzip 
seit längerem technisch widerlegt 
sind, werden sie immer wieder aufs 
neue angeführt.

Das Kernkraftwerk in Kalkar ist 
ein Prototyp, mit dem die Technik 
Schneller Reaktoren und insbeson­
dere die Natrium-Technologie unter 
Reaktorbedingungen in einem 
Kraftwerk mittlerer Größe erprobt 
werden soll. Für einen unter diesen 
Aspekten errichteten Prototyp war 
es niemals prioritäres Ziel, Strom zu 
konkurrierenden Marktpreisen zu 
erzeugen. Die schließlich eingetre­
tene Kosten- und Terminentwick­
lung war darüber hinaus nicht kenn­
zeichnend für diesen Reaktortyp. 
Es waren vor allem die nicht tech­
nisch bedingten Komplikationen, 
die die Bauzeitverzögerungen und 
die enormen Kostensteigerungen 
verursachten. Für künftige Schnelle 
Brutreaktoren bestehen begrün­
dete Aussichten, daß ihre Stromer­
zeugungskosten etwa gleich hoch 
sein werden wie die aus Kernkraft­
werken mit Leichtwasserreaktoren.

Die Entsorgung des Reaktor­
kerns für das Kernkraftwerk Kalkar 
ist durch bestehende Abkommen 
zwischen französischen und deut­
schen Vertragspartnern in gleicher 
Qualität wie für die Brennelemente 
aus deutschen Leichtwasserreakto­
ren gesichert. Bereits 1976 in den 
Verträgen von Nizza hat Frankreich 
der Bundesrepublik Deutschland 
die Entsorgung der Brennelemente 
aus dem Kernkraftwerk Kalkar für 
die Lebenszeit des Kraftwerks ga­
rantiert. Zusätzlich hat die SBK im 
Juli 1985 durch einen Vertrag mit 
der CEA die Zusicherung erhalten, 
daß die Brennelemente aus dem 
Kernkraftwerk Kalkar in Frankreich 
wiederaufgearbeitet werden kön­
nen.

Der Einstieg in die Handhabung 
von Plutonium ist vollkommen los­
gelöst von der Inbetriebnahme des
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Brüters in Kall<ar zu sehen, denn mit 
Real<torplutonium wird in der Bun­
desrepublik Deutschland seit Jah­
ren umgegangen. Die vorhandenen 
Sicherheitsvorkehrungen haben 
sich bewährt. Die durch den Betrieb 
des Brüters in Kalkar zusätzlich zu 
verarbeitende Plutoniummenge ist 
im Vergleich zu den bisher anfallen­
den Mengen zu bewerten. So wer­
den durch den Betrieb der Leicht­
wasserreaktoren derzeit in der Bun­
desrepublik bis zu 4 t Plutonium 
jährlich erzeugt. Demgegenüber 
wird der Brüter in Kalkar mit seinen

300 MW allenfalls 1 % dieser Pluto­
niummenge pro Jahr produzieren. 
Gegen die mit dem Begriff Einstieg 
in die Plutoniumwirtschaft unter­
schwellig mitschwingende Befürch­
tung einer mißbräuchlichen Verwen­
dung von Plutonium sprechen der 
eindeutige politische Wille der Bun­
desregierung, auf Kernwaffen zu 
verzichten, und die damit verbun­
dene Akzeptanz der völkerrechtlich 
vereinbarten internationalen Kon­
trollen.

Zusammenfassend läßt sich fest­
stellen, daß weder die Sicherheits-,

Entsorgungs- und Wirtschaftlich­
keitsfragen noch die verfehlte Argu­
mentation zum Plutoniumeinstieg 
ernst zu nehmende Hindernisse 
darstellen, den fertiggestellten Brü­
ter in Kalkar in Betrieb zu nehmen. 
Dies gilt umso mehr, als die weltwei­
ten energiewirtschaftlichen Rah­
menbedingungen aus heutiger 
Sicht keine Alternativen zur Brüter­
technologie erkennen lassen, die 
auch nur annähernd ein vergleich­
bares Potential besitzen, um die 
künftige Energieversorgung sicher­
zustellen.

Christian^enzer

Eine unerschöpfliche Energiequelle

Die Nutzung der Kernenergie in 
der Bundesrepublik Deutsch­

land ist nicht von heute auf morgen 
entschieden worden. Die gegenwär­
tig bei uns vorhandenen Kernener­
gieanlagen mit ihrem anerkannt ho­
hen Sicherheitsstandard sind das 
Ergebnis eines langfristigen politi­
schen Meinungsbildungsprozesses 
und der peniblen Erfüllung von Auf­
lagen aus genehmigungsrechtli­
chen Vorgaben. Im Rahmen dieses 
langfristigen Meinungsbildungspro­
zesses haben stets zwei grundsätz­
liche Fragen im Vordergrund ge­
standen:

□  Ist die Kernenergie notwendig?

□  Wie können wir die Kernenergie 
verantwortbar machen?

Die Beurteilung, ob Kernenergie 
notwendig ist oder nicht, kann nur 
im Gesamtzusammenhang gesche­
hen. Die Politik in der Bundesrepu­
blik Deutschland war stets darauf 
gerichtet, möglichst alle Energien 
und Energietechniken, deren Ein­
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satz sinnvoll und verantwortbar ist, 
zu nutzen, um einseitige Abhängig­
keiten zu vermeiden und die Grund­
lage unserer Wirtschaft zu festigen. 
Dieser Konsens ist -  unabhängig 
von der jeweils an der Regierung 
befindlichen Partei -  von der Union 
stets mit getragen und als vernünf­
tige energiepolitische Zielsetzung 
mit verfolgt worden. Die nun durch 
die Reaktorkatastrophe von Tscher­
nobyl erneut ausgelöste Diskussion 
um die Kernenergie und ihreVerant- 
wortbarkeit ist gerechtfertigt und 
sinnvoll, um unsere Energieversor­
gungsstrategien erneut zu überprü­
fen.

Allerdings ist dringend davor zu 
warnen, die Diskussion so zu füh­
ren, als ob die jetzt vorhandenen 
niedrigen Ölpreise und die fallen­
den Erdgaspreise unsere Energie­
wirtschaft auf Dauer begründen und 
unsere Versorgung sichern könn­
ten. Knapper werdende Energieres­
sourcen und Umweltbelastungen ei­
nerseits sowie z. B. extremes Bevöl­

kerungswachstum in der Dritten 
Welt und daraus wachsender Ener­
giebedarf andererseits lassen es 
auf Dauer nicht zu, daß fossile 
Brennstoffe durch Verholzung, Ver- 
stromung und Veredelung für ener­
getische Zwecke irreversibel ver­
nichtet werden. Das nach dem ö l­
preisschock der 70er Jahre ver­
folgte Ziel der Entkoppelung von 
Energie- und Rohstoffen darf nicht 
aus dem Auge verloren werden. 
Kohle, Öl und Erdgas sind zu wert­
voll, als daß sie überwiegend für 
energetische Zwecke verbrannt 
werden könnten. Uran ist demge­
genüber großindustriell zu nichts 
anderem nutze als zur Energieer­
zeugung.

Eine Schlüsselenergie

Ein weiterer Aspekt, der ange­
sichts der heftigen Gegnerschaft 
gegen die Kernenergie oft leider we­
nig Berücksichtigung findet, ist die 
Tatsache, daß die Länder der Drit­
ten Welt aufgrund ihres technologi­
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sehen Rückstands noch für sehr 
lange Zeit auf fossile Energieträger 
angewiesen sein werden. Der ge­
rade in der Dritten Welt zu beobach­
tende extreme Bevölkerungszu­
wachs, der hohe Verschuldungs­
grad und die chronische Devisen­
knappheit lassen diesen Ländern 
kaum eine Chance, im Falle von er­
heblichen Preissteigerungen auf 
dem Weltmarkt fossile Energieroh­
stoffe einzukaufen, wenn die kapi­
talkräftigen Industriestaaten hier 
gleichzeitig massiv auf den Plan tre­
ten.

Der Einsatz von Arbeit, Intelli­
genz, Kapital und bestmöglicher 
Technik zur Energieerzeugung aus 
Kernenergie ist daher ein vielver­
sprechender Weg, vergleichsweise 
schnell die nötigen energiepoliti­
schen Freiräume zu schaffen: Kern­
energie ist keineswegs ein Lücken­
büßer, sondern eine Schlüsselener­
gie, die in der Lage ist, bei Bedarf 
Kohle und über Kohleveredelungs­
produkte Erdöl und Erdgas für hö­
herwertige langlebige Güterproduk­
tion freizusetzen. Für die Bundesre­
publik Deutschland bedeutet dies, 
daß derzeit ungefähr 36 Prozent der 
öffentlichen Stromversorgung mit 
Kernenergie erzeugt werden und 
diese Energieform zu einer quasi 
heimischen Energiequelle gewor­
den ist. Die unbestreitbare Kosten­
günstigkeit der Kernenergie erlaubt 
es, daß im Verbund mit anderen 
Energieträgern (insbesondere mit 
der vergleichsweise teuren deut­
schen Steinkohle) gesamtwirt­
schaftlich erträgliche Energiepreise 
vorherrschend sind, die die Konkur­
renzfähigkeit deutscher Produkte 
auf den Weltmärkten mit begrün­
den.

Bester Sicherheitsstandard

Wie können wir die Kernenergie 
verantwortbar machen? In der Bun­
desrepublik Deutschland hat über 
viele Jahre hinweg mit allen denkba­
ren Argumenten eine intensive
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Kernenergiediskussion stattgefun­
den. Dabei sind vor aller Welt offen 
und ohne Geheimniskrämerei nicht 
nur technische Einzelfragen, son­
dern auch ethische, moralische und 
religiöse Aspekte der Techniknut­
zung erörtert worden. Wesentliche 
Ergebnisse der für einen demokrati­
schen Staat angemessenen offe­
nen Diskussion sind vom Gesetzge­
ber aufgegriffen worden und haben 
ihren Weg nach sorgfältiger Abwä­
gung und Abtrennung von demago­
gischen Schlagworten und Ideolo­
gien Eingang in Gesetze und Ver­
ordnungen gefunden. In der Bun­
desrepublik Deutschland gibt es da­
her im Hinblick auf die Kernenergie­
nutzung ein beispiellos strenges 
Vorschriften- und Gesetzeswerk, 
das an die Kernenergietechnik 
höchste Anforderungen stellt. Dies 
hat bewirkt, daß die Sicherheit deut­
scher Kernenergieanlagen interna­
tional anerkannt an der Weltspitze 
liegt, aber auch, daß die deutschen 
Kernkraftwerke zu den teuersten in 
der Welt gehören. Hier wurde nach­
weislich nicht auf Planerfüllung 
oder Gewinnstreben Rücksicht ge­
nommen, sondern der jeweils nach 
dem neuesten Stand von Wissen­
schaft und Technik beste Sicher­
heitsstandard auch tatsächlich ein­
gebaut.

Der Prozeß der Verbesserung der 
Sicherheitseinrichtungen unserer 
Kernenergieanlagen ist nicht abge­
schlossen, sondern wird -  wie übri­
gens auch gesetzlich vorgeschrie­
ben -  ständig durch neue For­
schungsergebnisse weitergeführt. 
Dabei wird selbstverständlich auch 
der Unfall des sowjetischen Uralt­
reaktors in Tschernobyl, der dort 
ohne Rücksicht auf die Menschen 
mit unzureichenden Sicherheitsein­
richtungen betrieben wurde, in die 
Sicherheitsanalysen für unsere 
Kernkraftwerke einbezogen. Dies 
wird mit Ruhe, Sorgfalt und Nach­
denklichkeit geschehen, wie dies

bei bisherigen Sicherheitsanalysen 
für Kernkraftwerke stets der Fall 
war.

Nach bestem Wissen und Gewis­
sen wird bei der Kernenergienut­
zung in der Bundesrepublik 
Deutschland das Kriterium ange­
strebt, das Technik nach unserer 
Meinung erst vertretbar macht, 
nämlich das höchste Maß von Si­
cherheit zu bekommen, das mög­
lich ist.

Der Schnelle Brüter in Kalkar be­
findet sich in der Kontinuität des 
überaus sorgfältigen genehmi­
gungsmäßigen Prozederes, ja ragt 
sogar darüber hinaus: Kaum ein 
technisches Einzelprojekt in der Ge­
schichte der Bundesrepublik 
Deutschland ist so intensiv auch 
durch parlamentarische Gremien 
begutachtet und begleitet worden 
wie der Schnelle Brüter in Kalkar. Er 
war allein Gegenstand von zwei En- 
quete-Kommissionen des Deut­
schen Bundestages.

Vorteile des Brüters

Unter Berücksichtigung dieser 
eingehenden Beratungen läßt sich 
aus heutiger Sicht zum Schnellen 
Brutreaktor in Kalkar folgendes fest­
stellen: Die Fertigstellung und Inbe­
triebnahme des Schnellen Brüters 
eröffnet in Verbindung mit der Wei­
terentwicklung der Brutreaktortech­
nologie die Möglichkeit, diese Tech­
nik bei Bedarf zur Sicherung der 
Energieversorgung der Bundesre­
publik Deutschland einzusetzen; 
sie bedeutet aber noch keine Ent­
scheidung für ihren großtechni­
schen kommerziellen Einsatz.

Mit der Inbetriebnahme des 
Schnellen Brüters ist entgegen an­
derslautenden Behauptungen 
keine wesentliche Änderung in Art 
und Umfang der Verwendung von 
Plutonium in der Bundesrepublik 
Deutschland verbunden. Die pro 
Jahr im Schnellen Brüter Kalkar ent­
stehende Menge an Plutonium ent­
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spricht etwa zehn Prozent der ins­
gesamt in den kommerziellen Kern­
kraftwerken in der Bundesrepublik 
Deutschland entstehenden Menge. 
Deshalb kann die Höhe der Pluto­
niumproduktion im Prototyp-Kern- 
kraftwerk Schneller Brüter kein ent- 
scheidenes Kriterium für oder ge­
gen seine Inbetriebnahme sein.

Der vergleichsweise kleine 
Schnelle Brüter in Kalkar (300 MW 
Leistung, während in Frankreich be­
reits ein großer Brüter mit mehr als 
1000 MW in Betrieb genommen 
wird) ist eine Prototypanlage, die es 
erlaubt, den Zugang zur Brutreak­
tortechnologie zu erlangen. Die be­
sonderen Vorteile dieser Technik be­
stehen darin, daß eine rund 60-fach 
bessere Nutzung des Kernbrenn­
stoffes Uran im Vergleich zu den her­
kömmlichen Leichtwasserreaktoren 
möglich wird, so daß in einem nicht 
auszuschließenden Bedarfsfall 
die z. B. in der Bundesrepublik 
Deutschland vorhandenen Uran­

mengen energetisch vollständig ge­
nutzt werden könnten. Dies eröffnet 
die Perspektive einer nahezu uner­
schöpflichen und gleichwohl heimi­
schen Energiequelle.

Die sich künftig mit hoher Wahr­
scheinlichkeit verschlechternde 
Energieversorgungslage und die 
Perspektiven, die die Technologie 
des Schnellen Brüters eröffnet, ma­
chen eine redliche und sorgfältige 
Betrachtung erforderlich. Den 
Schnellen Brüter mit einem Feder­
strich als erledigt zu erklären, er­
scheint den bevorstehenden Pro­
blemen nicht angemessen.

Kein höheres Risiko

Darüber hinaus ist der in der Bun­
desrepublik Deutschland erreichte 
hohe Kernenergiesicherheitsstan­
dard in Verbindung mit strengsten 
Genehmigungsanforderungen eine 
gute Basis für die konsequente Wei­
terentwicklung der Kernenergienut­

zung auch im Hinblick auf fortge­
schrittene Reaktorlinien. Diese ha­
ben sich ebenso wie alle anderen 
Kernenergieanlagen -  seien es Re­
aktoren oder Anlagen der nuklearen 
Ver- und Entsorgung -  den gleichen 
Sicherheits- und Genehmigungsan­
forderungen zu unterwerfen. Dies 
gilt auch für den Schnellen Brüter in 
Kalkar Die Erfüllung solcher Sicher­
heitsanforderungen führt letztlich 
dazu, daß dem Schnellen Brüter 
kein höheres sicherheitsmäßiges 
Risiko anhaftet als den üblichen 
Leichtwasserreaktoren. Von daher 
ist der Schnelle Brutreaktor in Kal­
kar verantwortbar und vertretbar. 
Ich gehe davon aus, daß die nord­
rhein-westfälische Landesregie­
rung das Genehmigungsverfahren 
für den Schnellen Brüter in Kalkar 
ebenso nach Recht und Gesetz 
durchführt, wie sie es im Falle des 
bereits im Betrieb befindlichen 
Hochtemperaturreaktors in Hamm- 
Uentrop getan hat.

OttoiKeck

Die Brütertechnologie ist volkswirtschaftlich verfehlt

A ls 1960 im Kernforschungszen­
trum Karlsruhe mit der Ent­

wicklung des Schnellen Brüters be­
gonnen wurde, erwarteten die dorti­
gen Wissenschaftler, daß das erste 
große Brüterkraftwerk mit 1000 Me­
gawatt elektrischer Leistung nach 
1970 fertiggestellt und dann wirt­
schaftlichen Strom erzeugen 
würde. Mitte der sechziger Jahre, 
als der Staat an die Industrie die För­
dermittel für den Entwurf des De­
monstrationskraftwerkes vergab, 
das heute in Kalkar steht, begründe­
ten die Karlsruher Wissenschaftler 
diesen Schritt mit einer Kosten-
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Schätzung, nach der dieses Kraft­
werk 310 Mill. DM kosten würde und 
zukünftige Brüterkraftwerke den 
Strom billiger produzieren würden 
als Leichtwasserreaktoren.

Im weiteren Verlauf des Projekts 
erwiesen sich die Karlsruher Ko­
stenanalysen als unrealistisch. 
Beim Baubeginn 1973 schätzte 
man die Baukosten auf rund 1,5 Mil­
liarden DM, und man konnte nicht 
länger davon ausgehen, daß Brüter­
kraftwerke in näherer Zukunft mit 
Leichtwasserreaktoren konkurrie­
ren können würden. Der Baube­
schluß für Kalkar gründete sich auf

die Hoffnung, daß die preiswerten 
Uranvorräte bis zu den neunziger 
Jahren sich erschöpften und dann 
Preissteigerungen für Natururan die 
Stromerzeugungskosten des 
Leichtwasserreaktors in eine Höhe 
trieben, die den Kostennachteil des 
Brüters verschwinden lassen 
würde.

Auch diese Hoffnung hat sich im 
weiteren Verlauf des Projektes als 
trügerisch erwiesen. Die Kosten 
von Kalkar und damit die Kosten­
schätzung für zukünftige Brüter­
kraftwerke stiegen weiter und Ende 
der siebziger Jahre wiesen unab­
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hängige Wissenschaftler darauf hin, 
daß die Uranvorräte viel länger 
reichten. Seither w/ird von den Befür­
wortern des Brüters das Argument 
in den Vordergrund gestellt, daß der 
Schnelle Brüter die einheimische 
Elektrizitätserzeugung von auslän­
dischen Uranlieferungen unabhän­
gig mache und er darum wie andere 
einheimische Energieträger trotz 
höherer Kosten zur Stromerzeu­
gung herangezogen werden sollte.

Die wirtschaftliche Rechtferti­
gung für die Brüterentwicklung hat 
sich im Laufe des Projekts von einer 
Entscheidung zur anderen immer 
weiter ausgehöhlt. In jedem For- 
schungs- und Entwicklungsprojekt 
kann es Vorkommen, daß man sich 
irrt. Aber beim Brüter war die wirt­
schaftliche Rechtfertigung von An­
fang an nicht tragfähig. Ein mehrjäh­
riges Forschungsprojekt, in dem ich 
mich neben den veröffentlichten 
Quellen auch auf Interviews mit Be-

' Vgl. z. B. 0 . K e c k :  Fast Breeder Reactor 
Development in West Germany: An Analysis of 
Government Policy, Dissertation, University of 
Sussex 1977; d e r s . :  The West German 
Fast Breeder Programme: A Case Study in Go­
vernmental Decision Making, in: Energy Policy 
8 (1980), S. 277-292; d e r s . :  Policy Making 
in a Nuclear Program: The Case of the West 
German Fast Breeder Reactor, Lexington, MA, 
und Toronto, Lexington Books, 1981; d e r s . : 
Fast Breeder Reactors: Can We Learn From 
Experience?, in Nature, Bd. 294, Nr. 5838, 
19.11.1981,8.205-208; d e r s .  : Der Schnelle 
Brüter Eine Fallstudie über Entscheidungspro­
zesse in der Großtechnik. Frankfurt am Main 
und New/York 1984.

teiligten und auf die Akten der zu­
ständigen Beratungsgremien stüt­
zen konnte, erbrachte den Befund, 
daß die größeren deutschen Kraft­
werkhersteller und die beteiligten 
Elektrizitätsgesellschaften nicht die 
optimistische Einschätzung der 
Wissenschaftler in Karlsruhe teil­
ten'. In den Beratungsgremien des 
Staates behielten sie aber ihre 
Skepsis weitgehend für sich. Und 
die Wissenschaftler in Karlsruhe 
selbst stellten die Aussichten des 
Brüters optimistischer dar, als nach 
ihren eigenen Analysen gerechtfer­
tigt war

Die Gründe für diese Informa­
tionszurückhaltung und -Verzerrung 
habe ich in anderen Veröffentlichun­
gen ausführlich dargestellt, ebenso 
die Möglichkeit, daß der Staat als 
Gegenstrategie von den Firmen 
eine hinreichend große finanzielle 
Eigenbeteiligung verlangen kann, 
wenn er erfahren möchte, was sie 
wirklich von den wirtschaftlichen 
Aussichten eines Projektes halten^.

 ̂ Vgl. z. B. O. K e c k :  Der Schnelle Brüter, 
ein Lernprozeß, in: WIRTSCHAFTSDIENST 
65. Jg. (1985) H. 8, S. 399-403: d e r s . :  Der 
naive Souverän -  über das Verhältnis von 
Staat und Industrie in der Großtechnik, in: 
AUSgebrütet -  Argumente zur Brutreaktorpoli­
tik, hrsg. von Klaus M. M e y e r - A b i c h  
und Reinhard U e b e r h o r s t , Basel 1985, 
S. 323-355.

 ̂ Die hier vertretenen Auffassungen sind in 
den in Anm. 1 genannten Veröffentlichungen 
ausführlicher begründet.

Die folgenden Ausführungen kon­
zentrieren sich auf die Frage, wie 
sich die wirtschaftlichen Aussichten 
des Schnellen Brüters aus heutiger 
Sicht darstellen. Um die Antwort vor­
wegzunehmen: aus volkswirtschaft­
licher Perspektive gibt es keinen 
vernünftigen Grund, weitere öffentli­
che Mittel auszugeben, um die tech­
nische Option des Schnellen Brü­
ters offenzuhalten^.

Stromerzeugungskosten

Der Brüter hat gegenüber dem 
Leichtwasserreaktor den Vorteil, 
daß er praktisch kein Natururan als 
Brennstoff benötigt. Dieser Vorteil 
bedeutet aber nicht notwendiger­
weise, daß er den Strom zu niedri­
geren Kosten erzeugt als der Leicht­
wasserreaktor, denn das Uran 
macht zusammen mit der erforderli­
chen Anreicherung nur etwa zwölf 
Prozent der Stromerzeugungsko­
sten des Leichtwasserreaktors aus. 
Die übrigen Kosten entfallen auf an­
dere Dinge wie die Baukosten, die 
Stiliegungskosten, die Brennele­
mentefabrikation, die Wiederaufar­
beitung, die Abfallendlagerung und 
auf sonstige Betriebskosten. Von 
Anfang an gingen die an der Ent­
wicklung des Brüters beteiligten 
Wissenschaftler und Ingenieure da­
von aus, daß der Brüter höhere Bau­
kosten haben würde als der Leicht-
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wasserreaktor. Sie nahmen aber 
an, daß sich die höheren Baukosten 
durch niedrigere Kosten beim 
Brennstoffkreislauf kompensieren 
ließen.

Aus den Kostenangaben für den 
SNR-300 und für den französischen 
Super-Phénix läßt sich schließen, 
daß ein als Einzelstück gefertigtes 
Brüterkraftwerk kommerzieller 
Größe etwa zwei- bis zweieinhalb 
mal so hohe Baukosten pro Kilowatt 
Leistung haben wird wie ein Kern­
kraftwerk mit Leichtwasserreaktor. 
Nun hoffen die Befürworter des Brü­
ters, durch Serienfertigung die 
Baukosten bei späteren Brüterkraft­
werken zu senken. Laut französi­
schen Angaben sollen Anlageko­
sten erreichbar sein, die nur 25 Pro­
zent über denen des Leichtwasser­
reaktors liegen. Dieser Optimismus 
ist zu bezweifeln. In Deutschland 
kann man beim Leichtwasserreak­
tor bis heute noch nicht von einer 
echten Serienfertigung sprechen. 
Wenn es in Zukunft bei Kernkraft­
werken zu einer echten Serienferti­
gung kommen sollte, dann wird 
auch der Leichtwasserreaktor noch 
von Kostensenkungen profitieren.

Auch die Brennstoffzykluskosten 
liegen beim Brüter höher. Für den 
Super-Phénix rechnet die französi­
sche Atomenergiekommission mit 
Brennstoffzykluskosten, die doppelt 
so hoch sind wie die des Leichtwas­
serreaktors. Sicher würden die 
Brennstoffzykluskosten des Brüters 
etwas sinken, wenn mehrere große 
Brüterkraftwerke betrieben würden, 
so daß die Anlagen für die Brennele­
mentefabrikation und die Wieder­
aufarbeitung mit größeren Durch­
satzmengen arbeiten könnten. 
Doch die Franzosen haben die Hoff­
nung aufgegeben, daß bei gegen­
wärtigen Uranpreisen der Brüter ge­
ringere Brennstoffzykluskosten er­
reicht als der Leichtwasserreaktor.

Entscheidende Nachteile für die 
Wirtschaftlichkeit des Brüters erge­

WIRTSCHÄFTSDIENST 1986A/I

ben sich, wenn wir für den Leicht­
wasserreaktor die f^/löglichkeit einer 
Entsorgung ohne Wiederaufarbei­
tung zulassen. Das entlastet nicht 
nur den Leichtwasserreaktor von 
den Wiederaufarbeitungskosten 
(genauer gesagt: von der Kostendif­
ferenz zwischen Entsorgung mit 
Wiederaufarbeitung und direkter 
Endlagerung), sondern belastet 
gleichzeitig in entsprechender 
Weise die Stromerzeugungskosten 
des Brüters. Würden die Elektrizi­
tätsgesellschaften nicht, wie es 
heute geschieht, vom Staat per Aus­
legung des Atomgesetzes zur Wie­
deraufarbeitung gezwungen, dann 
würde die Wiederaufarbeitung ko­
stenmäßig nicht mehr dem Brenn­
stoffzyklus des Leichtwasserreak­
tors zuzurechnen sein, sondern sie 
wäre dann als Plutoniumfabrikation 
für den Brüter zu betrachten und 
diesem kostenmäßig zuzurechnen. 
Die Konsequenzen für den Brüter 
wären katastrophal. Der Plutonium­
preis stiege auf eine Höhe, daß die 
Anschaffungskosten des Spaltstoff­
inventars für ein Brüterkraftwerk mit 
1300 MW zwei Milliarden DM oder 
noch mehr betrügen. Die staatlich 
verordnete Wiederaufarbeitung 
stellt also eine Zwangssubvention 
für den Brüter dar. Doch trotz dieser 
Zwangssubvention werden zukünf­
tige Brüterkraftwerke die Wirtschaft­
lichkeit nicht erreichen.

Uranvorräte

Man kann nun fragen, wie hoch 
der Preis des Urans steigen muß, 
bis der Leichtwasserreaktor gleiche 
Stromerzeugungskosten erreicht 
wie der Brüter. Nach einer Analyse 
des Amerikaners Brian Chow ist 
erst bei Uranpreisen im Bereich von 
200 bis 600 Dollar pro Pfund mit ei­
ner Konkurrenzfähigkeit des Brü­
ters gegenüber dem Leichtwasser­
reaktor zu rechnen. Aufgrund der 
zugänglichen Kostendaten muß 
man eher 600 Dollar als 200 Dollar 
als realistisch betrachten. In den

letzten Jahren bewegte sich der 
Marktpreis für Uran etwas über 20 
Dollar pro Pfund.

Wie lange wird es nun dauern, bis 
sich die kostengünstigen Uranvor­
räte erschöpfen und der Uranpreis 
bis in den Bereich von 200 bis 600 
Dollar pro Pfund steigt? Damit ist bis 
zur Mitte des nächsten Jahrhun­
derts nicht zu rechnen. Den Grund 
dafür sehe ich weniger darin, daß 
der zukünftige Ausbau der nuklea­
ren Stromerzeugung mit Leichtwas­
serreaktoren und damit der Uranbe­
darf weit hinter früheren Erwartun­
gen Zurückbleiben wird, sondern 
eher darin, daß die Uranvorräte sy­
stematisch unterschätzt werden. 
Uran ist eines der Metalle, die am 
häufigsten in der Erdkruste Vorkom­
men. An gesicherten Ressourcen 
sind nur einige Millionen Tonnen vor­
handen. Doch man muß damit rech­
nen, daß durch weitere Prospektion 
und Exploration noch viele Millionen 
Tonnen gefunden werden können. 
Eine Studie der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und Rohstoffe 
kam zu der Schätzung, daß bis zu 
einer Tiefe von 3000 Metern eine 
Menge von 3,3 Billionen Tonnen in 
der Erde vorhanden ist. Man kann 
nur spekulieren, welcher Teil dieser 
Vorräte in den nächsten fünfzig bis 
hundert Jahren zu Kosten bis 200 
oder 600 Dollar pro Pfund abgebaut 
werden kann. Sicher scheint je­
doch, daß in den für heutiges Han­
deln relevanten Zeiträumen wir 
nicht damit rechnen können, daß 
der Brüter gegenüber dem Leicht­
wasserreaktor konkurrenzfähig 
wird. Eine Technologie über einen 
Zeitraum von fünf oder mehr Jahr­
zehnten auf Vorrat zu halten, wäre 
jenseits wirtschaftlicher Vernunft.

Bei den langen Zeiträumen, um 
die es hier geht, muß man auch mit 
technischen Fortschritten über das 
gesamte Spektrum der Energieer­
zeugung, Energieverwendung und 
Energieeinsparung rechnen. Dies
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gilt für nichitnukleare Energietech­
nologien ebenso wie für den Leicht­
wasserreaktor. Dieser hat ein be­
trächtliches Potential für brennstoff­
sparende Weiterentwicklungen, so­
wohl bei den verschiedenen Statio­
nen des Brennstoffzyklus als auch 
in der Auslegung des Reaktorkerns. 
Nicht zuletzt muß man auch fragen, 
ob bei den hohen Uranpreisen, bei 
denen der Leichtwasserreaktor mit 
den Stromerzeugungskosten des 
Brüters gleichzieht, die Kernenergie 
insgesamt noch wirtschaftlich sein 
wird.

Manche sehen einen Vorteil des 
Brüters darin, daß er durch seine 
bessere Ausnutzung des Urans die 
Stromerzeugung von den Risiken 
internationaler Brennstoffmärkte 
unabhängig machen kann. Wenn 
man die Uranausnutzung in Leicht­
wasserreaktoren erheblich verbes­
sert, kann ein Brüter mit gutem Brut­
potential 3 bis 4 Leichtwasserreak­
toren mit dem erforderlichen Brenn­
stoff versorgen. Die Abhängigkeit 
vom Ausland ist sicher ein Gesichts­
punkt, der in der Energiewirtschaft 
wohl bedacht sein sollte. Nur läßt 
sich bei nüchterner wirtschaftlicher 
Betrachtung daraus kein Argument 
für den Brüter machen. Während die 
in der Bundesrepublik lagernden Öl­
vorräte nur den laufenden Bedarf 
von mehreren Monaten decken, rei­
chen die laufenden Vorräte an Uran 
für meherere Jahre. Selbst wenn 
man es für wünschenswert erach­
ten sollte, die Versorgungssicher­
heit beim Uran über dieses schon 
recht beachtliche Maß hinaus zu er­
höhen, wäre die einfache Lagerung 
von Natururan eine sehr viel wirt­
schaftlichere Lösung als der Bau 
von Brüterkraftwerken.

Aus dieser Analyse ergibt sich, 
daß die Brütertechnologie, und 
zwar die deutsche wie die französi­
sche Linie, in absehbaren Zeiträu­
men keine Exportchancen hat. 
Zwar ist es denkbar, daß solche 
Staaten, die sich eine Grundlage

zur Kernwaffenproduktion schaffen 
wollen, am Kauf eines unwirtschaft­
lichen Brüterkraftwerks interessiert 
sein könnten. Aber solche Exporte 
würden den außenpolitischen Inter­
essen der Bundesrepublik zuwider­
laufen.

Nach meiner Sicht der Dinge be­
steht kein öffentliches Interesse 
mehr daran, die Option des Brüters 
aufrechtzuerhalten. Die Frage ist 
nicht mehr, ob wir den Faden reißen 
lassen sollen, sondern wann und 
wie wir ihn reißen lassen sollen.

Die Entscheidungssituation

Aus meiner wirtschaftlichen Ana­
lyse des Schnellen Brüters folgt 
nicht notwendigerweise ein Votum 
gegen die Inbetriebnahme des 
SNR-300. Da an der Aufrechterhal­
tung der Option des Brüters kein 
volkswirtschaftliches Interesse 
mehr besteht, kann aus rein wirt­
schaftlicher Sicht die Entscheidung 
über die Inbetriebnahme nach be­
triebswirtschaftlichen Kriterien er­
folgen. Wenn wir davon absehen, 
das Kraftwerk in Betrieb zu neh­
men, bringt uns dies ja nicht die Gel­
der zurück, die bisher investiert wur­
den. Lohnt sich der Betrieb unter 
der Bedingung, daß die bisherigen 
Ausgaben ignoriert werden und der 
Staat keine zusätzlichen Subventio­
nen gibt, dann spricht wirtschaftlich 
nichts gegen eine Inbetriebnahme.

Allerdings kann man nicht die Au­
gen davor verschließen, daß in einer 
solchen Entscheidungssituation, 
wie wir sie jetzt beim Brüter vorfin­
den, wirtschaftliche Kalküle von 
nicht-wirtschaftlichen Faktoren
überlagert werden. Da sind die 
rechtlichen Ansprüche von 
Vertragsparteien, die durch eine 
Nichtinbetriebnahme entstehen
könnten. Der Brüter ist zudem zum 
Symbol in der öffentlichen Ausein­
andersetzung um die Sicherheit der 
Kernenergie geworden, und beim 
Kampf um politische Symbole spielt 
das wirtschaftliche Kalkül eine un­

tergeordnete Rolle. Schließlich muß 
man auch die so einfache Tatsache 
sehen, daß es weh tut, wenn ein 
Großprojekt abgebrochen wird. 
Viele Wissenschaftler und Inge­
nieure haben ihr Lebenswerk an 
den Brüter gegeben, viele Beamte 
und Politiker haben sich für dieses 
Projekt eingesetzt, und nun müssen 
sie am Ende erkennen, daß der er­
hoffte Nutzen für die Gesellschaft 
ausbleibt. Sicher sind diese 
Schmerzen geringer, wenn das Pro­
jekt nicht mit großem Knalleffekt vor 
der Inbetriebnahme abgebrochen 
wird, sondern noch einige Jahre 
weiterläuft. Aber irgendwann wird 
man wohl den schmerzhaften 
Schritt machen und die direkten und 
indirekten Subventionen stoppen 
müssen.

Bei Großprojekten ist es aus poli­
tischen Gründen so gut wie unmög­
lich, tiefgreifende Korrekturen vor­
zunehmen, wenn einmal mit dem 
Bau begonnen wurde und Milliar­
den investiert worden sind. Anders 
als in Kalkar besteht bei der Wieder­
aufarbeitungsanlage in Wackers­
dorf noch die Chance, Fehlentschei­
dungen zu korrigieren, bevor Milliar­
den unwiederbringlich verloren 
sind. Alle neueren ökonomischen 
Analysen stimmen darin überein, 
daß die direkte Endlagerung ohne 
Wiederaufarbeitung einen kosten­
günstigeren Weg der Entsorgung 
darstellt. Indem der Bund den Bau 
der Anlage in Wackersdorf als Ent­
sorgungsnachweis nach dem Atom­
gesetz fordert, zwingt er die Strom­
abnehmer, jedes zukünftige Brüter­
kraftwerk mit mehreren Milliarden 
DM zu subventionieren. Diese 
Zwangssubvention ist wirtschaftlich 
nicht vertretbar. Solange nicht nach­
gewiesen ist, daß die direkte Entsor­
gung ohne Wiederaufarbeitung si­
cherheitstechnisch nicht machbar 
ist, sollte die Bundesrepublik vom 
Bau der Wiederaufarbeitungsan­
lage Abstand nehmen.
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